Horst Beck

Es gilt das gesprochene Wort!

SPD - Fraktion

Haushaltsrede 2010

Herr Bürgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren.

Zunächst: Herr Koch, 

ich soll Sie von meiner Frau grüßen, und Sie daran erinnern, dass sie den im Wahlkampf versprochenen Besen bis heute nicht erhalten hat.

Aber so ist das mit den Wahlversprechen!
„1,2,3 – schuldenfrei!“ 

So stellten Sie es sich vor: Gib’ jedem einen Besen – und die Straßenreinigung können wir sparen.

2. Beigeordneter – brauchen wir eigentlich nicht! Das mache ich dann noch sozusagen „nebenbei“.

Die Debatte um die Neueinstellung eines Juristen wollen wir hier nicht erneut führen.

„Steuererhöhungen wird es nicht geben.“ 

Von dieser Aussage wollen Sie eigentlich heute nichts mehr wissen. 

Leider finden Sie nicht die Kraft, ihre Wahlkampf – Fehlversprechen einzuräumen und eine konstruktive, an dem Wohl der Stadt ausgerichtete Politik zu betreiben.

Heute findet die Groteske namens Haushaltsberatungen 2010 ihr Ende.

Nach den Beratungen gestern im Haupt- und Finanzausschuss wird es sie nicht wundern, dass wir dem Haushalt nicht zustimmen werden.

Sie werden heute einen Haushalt beschließen, der ein nie dagewesenes Defizit ausweist.

Rd. 7,5 Mio €, das sind in alter Denkweise 

15 Mio DM, oder rd. 10 % des Haushaltvolumens, werden uns in diesem Jahr fehlen.

Das ist eine Größenordnung, von der die Mehrheit hier im Rat vor zwei Monaten noch gesagt hat, dass sie nicht verabschiedungsfähig sei.

Diese Haushaltssituation ist jedoch nicht im Zuge der Finanzkrise vom „Himmel gefallen“, sondern ist  i.W. „hausgemacht“. Das werde ich an anderer Stelle noch deutlicher ausführen.

Was hat sich geändert, dass dieses Rekord-ergebnis nun doch noch verabschiedet wird?

Führen wir uns dazu den Ablauf der Groteske einmal näher vor Augen.

Der Haushalt wurde vorgelegt – und es tat sich nichts. 

Das hat uns nicht überrascht, denn auch in den Vorjahren hat man uns nicht angesprochen. Die 

„Blutsbrüderschaft“ zwischen CDU und FDP garantierte ja die Mehrheit. 

Erstaunt waren wir aber, als wir kurz vor der Ratssitzung – die Bereichsbudgets waren in den Fachausschüssen bereits diskutiert worden – feststellten, dass es überhaupt keine Anstalten gegeben hatte, eine Mehrheit zu organisieren. 

Das ist verantwortungslos! 

Die Haushaltsberatungen wurden verschoben und ein Haushaltsbegleitausschuss sollte es richten.

Dessen erste Arbeitsergebnisse liegen jetzt in Form der Haushaltsbegleitbeschlüsse vor. 

Im wesentlichen handelt es sich um Absichts-erklärungen und Prüfaufträge. 

Substantielle Leistungskürzungen sind noch nicht herausgekommen.

Vergleicht man die wesentlichen Punkte, so stellt man fest, dass sie von dem von uns bereits vor 2 Monaten vorgelegten Programm nicht weit entfernt sind.

Verschenkte 2 Monate – wir könnten längst einen Haushalt haben und mit seinen positiven Folgen leben. 

Zwei Anmerkungen zu diesen Haushaltsbegleitbeschlüssen:

1. Einschnitte in den Bereichen Kinder und Familie,  bei der Bildung und im Bereich Soziales sind 

– wenn überhaupt – 

nur bei sorgsamer Abwägung möglich. Auf keinen Fall werden wir Einschnitte mittragen, die wir als unsere Zukunftsinvestitionen bezeichnen.

Doch dass ist der Fall – übrigens entgegen ihren Wahlversprechen. Bei der Musikschule leiten sie eine Entwicklung ein, die von uns nicht mitgetragen wird. 

Bei den Elternbeiträgen für Kindertageseinrichtungen war unter dem Deckmäntelchen der Beitragsgerechtigkeit eine massive Erhöhung vorgesehen. Das werden wir nicht mitmachen und auf eine insgesamt aufkommensneutrale Umgestaltung achten.

2. Im zweiten Punkt geht es um die beabsichtigte Steuererhöhung!
Hier missfallen uns zwei Aspekte: 

Der späte Zeitpunkt zum 1.1.2011 

und die wagen Sparabsichtsbekundungen,

mit denen Sie zeigen, dass Sie sich selbst irgendwie nicht trauen 

und – was noch viel schwerer wiegt – die Botschaft verbreiten: Wir können mit der Haushaltskonso-lidierung auch noch ein bisschen länger warten.

1. Zum Zeitpunkt: 

Niemand erhöht gerne die Steuern – auch wir nicht. Doch gute Leistungen haben ihren Preis. 

Es ist begrüßenswert, dass die Einsicht eingekehrt ist, dass die städtischen Einnahmen chronisch zu niedrig sind und verbessert werden müssen. 

Die vorgesehenen Erhöhungen - z.B. bei der Grundsteuer B - sind prozentual mit 30 % Anhebung sehr massiv. In absoluten Beträgen sind sie aber u.E. noch zu verkraften.

Besser wäre eine über mehrere Jahre gestreckte Anpassung mit moderaten Steigerungsraten gewesen, doch diese Entwicklung wurde in den letzten beiden Wahlperioden nicht eingeleitet.

Im Gegenteil:

Das strukturelle Defizit der Stadt belief sich in den letzten 10 Jahren auf durchschnittlich 2,5 Mio€. 

Das hat Sie nicht gehindert, im Jahr 2001 Grundsteuer B und Gewerbesteuer zu senken. 

Zu einem Zeitpunkt, an dem bereits eine maßvolle Anhebung erforderlich gewesen wäre.

Angebliche Heerscharen von Investoren standen damals angabegemäß vor den Toren Bündes, 

die nur auf diesen Startschuss warten würden, um uns im Gegenzug die Taschen mit Gewerbesteuer zu füllen.

Leider haben sich diese Vorhersagen nicht erfüllt, da die Gewerbesteuerhebesätze schon längst keine Bedeutung mehr für Standortentscheidungen haben.

Wichtig sind vielmehr andere Faktoren: gute Verkehrsanbindung, gute Schulen und Kindergärten, hoher Freizeitwert, kulturelle Vielfalt usw. 

Fest steht aber, dass uns seitdem Einnahmen von rd. 4 Mio€ entgangen sind.

Während unsere Nachbarstädte ihre Steuersätze schrittweise auf das Normalmaß angehoben haben, wähnte sich die CDU nach den Aussagen ihrer Bürgermeisterin auf „der Insel der finanziellen Glückseligkeit“.

Leider stammten die Gelder insbesondere aus Quellen, die da „Erhöhung der Verschuldung“ und „Verkauf von Vermögensteilen“ hießen.

Hätten wir die jetzt vorgesehenen Hebesätze bereits seit damals erhoben, würde die finanzielle Situation Bündes bei einem zusätzlichen Aufkommen von rd. 2 Mio € jährlich noch nicht gut, aber bedeutend besser aussehen.

Aber das sind nur Träume – und sie hätten uns nicht davor bewahrt, unsere städtische Leistungspalette und –struktur zu überprüfen und anzupassen.

Aber es ist ja immer nur bei allgemeinen Sparankündigungen geblieben. Warum eigentlich?
Sie haben in den letzten Jahren immer so getan, als ob wir dazu den Anstoß geben müssten.

Beim Geldausgeben – wir erinnern z.B.

an die Stelle des 2. Beigeordneten,

an das BONUS-Team, und das Dobergmuseum – 

haben Sie nicht auf unsere Zustimmung gewartet. 

Ich erinnere daran, dass Sie über eine Mehrheit verfügten, die Ihnen ermöglicht hätte, alle Ihre Vorstellungen umzusetzen. Doch darauf haben Sie aus wahlkampftaktischen Überlegungen verzichtet.

Ihre Einsicht zu Einnahmeverbesserungen ist - wie gesagt - begrüßenswert. Der vorgesehene Zeitpunkt jedoch nicht. 

Erneut treffen Sie eine falsche Entscheidung. Das Wasser steht uns – bildlich gesprochen – bis zum Hals und Sie warten wegen unüberlegter Wahlversprechen weiter ab.

Die Verschuldung der Stadt – also der Schuldenstand von uns allen gemeinsam - wird durch die Verschiebung um 2 Mio € zusätzlich zunehmen und 2010 von 105,5 auf 111 Mio€ steigen. 

Zwei Millionen, die uns - je nach Zins- und Tilgungssatz für die nächsten 30 J. - rd. 60.000 bis 90.000 € jährlich kosten werden. Das ist nicht nur unwirtschaftlich, sondern auch unsinnig, denn der Betrag muss in jedem Fall von uns aufgebracht werden. Entweder sozusagen als „Jahresvorauszahlung“ mit Zinsgewinn oder langwierig in Raten durch unsere Kinder. Generationengerechtigkeit - ein Ziel, das mit NKF erreicht werden sollte, sieht anders aus.

Die Steuererhöhung mit Einsparungsversprechen zu verbinden und abhängig zu machen, geht vollkommen in die falsche Richtung.

Erstens zeigt es, dass Sie sich selbst nicht trauen. Und zweitens wird dadurch erneut die Notwendigkeit zur Steuererhöhung – wie in den Vorjahren – verniedlicht. 

Es wird vorgegaukelt, dass man die Zeit hat, ein weiteres Jahr zu warten.

Und wenn das Einsparvolumen nicht erreicht wird: Was dann? Dann gibt es auch keine oder nur eine halbe Steuererhöhung?

Bei den Beratungen des Haushaltsbegleitaus-schusses hat es sich ja herausgestellt, dass Einsparungen gar nicht so leicht zu erzielen sind. 

Bei den in Betracht gezogenen Maßnahmen gab es immer treffliche Gründe, warum sie nicht gemacht werden konnten. Das hat uns nicht verwundert. 

Die freiwilligen Leistungen der Stadt, 

die das Leben erst lebenswert und Bünde attraktiv und wettbewerbsfähig machen, sind wohlbegründet. Das Geld wird im Grunde genommen sinnvoll ausgegeben. 

Außerdem bestehen Zwänge und vertragliche Gegebenheit, die kurzfristige Einsparmöglichkeiten nicht möglich machen.

Dieser Weg führt direkt in die Haushaltssicherung, weil Sie die erforderlichen Leistungskürzungen nicht erreichen werden.

So ein Versprechen zu machen, ist vielleicht nicht unanständig, aber gewiss unseriös.

Noch ein Wort zu unserem sog. 11-Punkte-Plan.

Es ist uns sehr schwer gefallen, dass wir die Sparmaßnahmen für das Personal der Stadt einfordern mussten. 

Wir wissen, dass gerade ein Dienstleistungsbetrieb wie unsere Stadtverwaltung davon lebt, dass er über gutes und motiviertes Personal verfügt. Und das – das möchte ich ausdrücklich betonen - haben wir in Bünde.

Aber leider ist das angerichtete Desaster so groß, dass bei den notwendigen Sparmaßnahmen und Einnahmeverbesserungen das Personal nicht „ungeschoren“ bleiben konnte.

Wir haben daher vorgeschlagen, eine Obergrenze für die Personalausgaben zu definieren, die b.a.w. ohne triftigen Grund nicht überschritten werden sollte, sozusagen als ambitioniertes Ziel.

Innerhalb dieser Grenzen sollen wie bisher personelle Maßnahmen möglich sein.

Der festgestellte Personalüberhang bietet auch Gelegenheit, durch Personalabbau dafür genügend Spielräume zu schaffen. Denn das ist wichtig: Das Personal muss auf diesem Weg mitgenommen werden. 

Angemessene Bezahlung und adäquate Qualifizierungs- und Aufstiegsmöglichkeiten müssen weiterhin angeboten werden. Mit weniger Personal mehr leisten, das geht nur, wenn man auf die Mitarbeiter vertrauen kann.

Weniger Personal besser bezahlen, ist ein Weg dazu. Übrigens ein Weg, den uns das Beispiel Langenfeld auch gezeigt hat.

Zum Abschluss noch eine Anekdote von meiner Frau, sozusagen ein Beispiel für Ihre Finanzpolitik:

Ich habe lang und breit versucht, Ulrike zu erklären, was als Resultat bei unseren mehrmonatigen Debatten herausgekommen ist. Sie hat mich sehr skeptisch angesehen und meinte dann: „Wenn ich dich richtig verstanden habe, dann ist das so, als ob der Bäcker ankündigt, dass die Brötchen demnächst teurer werden. Und damit es gerecht zugeht, werden die Brötchen zukünftig außerdem auch noch kleiner.“ 

Ja, das ist genau die Situation, die sie unseren Bürgerinnen und Bürgern verkaufen wollen.

Beispiel für Erhöhung/Senkung:

Mein Grundsteuer B – Messbetrag: 65,46 €

Steuersenkung 2001:

295 %
= 193,11 €

300 % = 196,38 €
Diff. 3,27 € jährlich

oder 0,27 € pro Monat

Erhöhung 2010: ca. 29 %

381 % = 249,40 €
Diff. 56,29 € jährlich

oder 4,70 € monatlich.

